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Vorblatt 


Vorschlag der EG-Kommission für eine Richtlinie des 
Rates zur Aufhebung der Reise- und Aufenthalts- 
beschränkungen auf dem Gebiet der Niederlassung 
und des Dienstleistungsverkehrs 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit und 

Sozialordnung) 


A. Problem 

Die Richtlinie des Rates zur Aufhebung der Reise- und Aufent- 
haltsbeschränkungen im Rahmen der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs in der Gemeinschaft 
bedarf der Ergänzung in bezug auf die 1964 für Selbständige 
getroffene Regelungen. 


B. Lösung 

Mit dem Vorschlag der EG-Kommission für eine neue Richtlinie 
sollen die Bestimmungen über die Einreise und den Aufenthalt 
von selbständigen Berufstätigen und ihren Familienangehörigen 
innerhalb der Gemeinschaft in Anlehnung an die für Arbeit- 
nehmer 1968 bereits eingeführte Regelung verbessert und dar- 
über hinaus diesem Personenkreis auch die Vorteile eingeräumt 
werden, die den Arbeitnehmern durch jüngste gemeinschafts- 
rechtliche Bestimmungen bereits zuerkannt worden sind. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


D. Kosten 

Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Richtlinie des Rates zur Aufhebung der Reise- 
und Aufenthaltsbeschränkungen für Staatsangehörige der Mit- 
gliedstaaten innerhalb der Gemeinschaft auf dem Gebiet der 
Niederlassung und des Dienstleistungsverkehrs 

— Drucksache Vl/2481 — 


A. Bericht des Abgeordneten Müller (Berlin) 


Der Vorschlag der Kommission wurde mit Schrei- 
ben des Herrn Präsidenten des Deutschen Bundes- 
tages vom 2. September 1971 dem Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung zur Beratung überwiesen. 
Der Ausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung am 
23. September 1971 behandelt. 

Die 1964 vom Rat jeweils für die Selbständigen 
und die abhängig Beschäftigten ergangenen Richt- 
linien über die Aufhebung der Reise- und Aufent- 
haltsbeschränkungen in der Gemeinschaft sind 1968 
durch eine Neuregelung für den Bereich der Arbeit- 
nehmer fortschrittlicher gestaltet worden. Diese Ver- 
besserungen sollen nunmehr auch den Selbständigen 
zugute kommen. Um dieses Ziel zu verwirklichen, 
sieht die vorgeschlagene Neufassung gegenüber der 
früheren Richtlinie folgende Änderungen vor: 

— von den von der Richtlinie begünstigten 
Selbständigen, die Staatsangehörige eines Mit- 
gliedstaates sind, darf für die Ausreise kein 
Sichtvermerk mehr verlangt werden (Artikel 2 
Abs. 4); 

— die „Aufenthaltserlaubnis für Angehörige 
eines Mitgliedstaates der EWG" wird zu- 
gunsten derjenigen eingeführt, die sich in 
einem anderen Mitgliedstaat niederlassen 
(Artikel 4 Abs. 1); 


— die Ausstellung der Aufenthaltsdokumente 
erfolgt unentgeltlich oder gegen Entrichtung 
eines Betrages, der die Ausstellungsgebühr 
von Personalausweisen für Inländer nicht über- 
steigen darf (Artikel 8 Abs. 1). 

Darüber hinaus sollen den selbständigen Berufs- 
tätigen und ihren Familienangehörigen weitere Vor- 
teile zugesichert werden, die für die Arbeitnehmer 
aufgrund einer 1970 erlassenen EWG-Verordnung 
bereits rechtens sind und im wesentlichen folgendes 
beinhalten: 

— die Familienangehörigen desjenigen, der sich 
in einen Mitgliedstaat als Dienstleistungs- 
erbringer oder -empfänger begeben oder sich 
dort niederlassen und seinen Beruf ausüben 
will, sollen nicht mehr unbedingt von ihm 
unterhalten werden müssen, um selbst in den 
Genuß der Gemeinschaftsbestimmungen über 
die Reise und den Aufenthalt gelangen zu 
können; es soll nunmehr genügen, wenn sie 
im Herkunftsland in häuslicher Gemeinschaft 
mit ihm gelebt haben (Artikel 1 Abs. 1 Buch- 
stabe c zweiter Gedankenstrich und Absatz 2); 

— die „Aufenthaltserlaubnis für Angehörige eines 
Mitgliedstaates", die nach der augenblick- 
lichen Regelung eine Gültigkeitsdauer von 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlaq Dr. Hans Heqer, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/2690 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


mindestens fünf Jahren hat, soll mindestens 
die gleiche Gültigkeitsdauer wie die für In- 
länder ausgestellten Personalausweise er- 
halten, wenn diese fünf Jahre übersteigt 
(Artikel 4 Abs. 1 Unterabsatz 2); 

— das Recht, auf dem Hoheitsgebiet eines Mit- 
gliedstaates zu verbleiben, soll denjenigen zu- 
erkannt werden, die sich dort niedergelassen 


und ihren Beruf ausgeübt haben; die Bedin- 
gungen für die Ausübung dieses Rechts sollen 
demnächst festgelegt werden (Artikel 6). 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung er- 
hebt gegen die für Selbständige vorgesehene Neu- 
regelung keine Einwendungen und empfiehlt dem 
Bundestag, den Vorschlag der Kommission der EG 
zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 6. Oktober 1971 


Müller (Berlin) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Vorschlag der Kommission der EG 
— Drucksache VI/2481 — Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 23, September 1971 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Müller (Berlin) 

Berichterstatter 



